
einiger katholischer Miıtglieder 1n Frage gestellt (siehe Lutherische Rundschau, 230.,;
359) Damıt 1sSt ber die erwünschte Kraft der Empfehlung reduziert worden.

Der Vorbehalt der Sondervoten bestreitet nıcht die Möglichkeit, dafß eın Nıcht-
Katholik, dessen Kirche und kırchliches Amt nıcht anerkannt wird, ZUr katholischen
Messe zugelassen werden kann. Der Grund aliur 1St die einseıt1ige Anerkennung des
Amtes. Dıie gegenseıltıge Anerkennung würde gegenseıt1ige Zulassung ZUr Eucharistie AAn

Folge haben. Siehe bes die Sondervoten VO:  - Bischof Martensen un: rof. Schürmann
(Lutherische Rundschau, -V @M 3260

Eıne solche Erklärung der lutherischen Teilnehmer hat 1mM Schlußbericht keinen
Nieders:  ag gefunden. Es 1St ber unbezweifelbar, dafß dıe Meınung der lutherischen
Mitglieder ohnehiın 1n diese Rıichtung Zing. Dıie Opportunität einer solchen Aussage
äfßt sıch natürlıch diskutieren. Die theologischen Gzsünde, die ıch für eıne solche Haltung
angeführt habe (Interkommunion mit Rom? Göttingen 1969, 55 {E5); sind WAar
VO  > einıgen lutherischen Theologen skeptisch beurteilt worden. Mıt dem Problem der
„Gegenseitigkeit“ werden WIr Iso auch 1mM eigenen Kreıise noch weiterhin fLun
en Es scheint mMır aber, dafß 1er oft 11UI Argumente der theologischen krupel der
nıcht-theologische Faktoren, Wenn nıcht ganz einfach Unkenntnis als Gründe vorliegen.
Daß ıch mich diesen Argumenten N1! anschließen kann, erklärt sıch VO:  - selbst. So
bleibt uns nıchts anderes übrig, als ulNnsere Forderung ıcht 1Ur dem Zögern der katho-
lischen kırchlichen Autoritäiäten gegenüber durchhalten mussen, sondern auch CN-
ber den Argumenten un Gegenarg umenten bei Uunls, obwohl s1ie doch anders liegen.
Glücklicherweise hat ber die lutherische Kırche keine Universalbehörde, sondern annn
die S1ituation jeweıils geeigneten ÖOrte beurteilen.

Ist 1ne Neuorientierung 1m Gange?
Die rage nach Staat un Kirche 1n den nordischen Ländern heute

VO  f LARS

In den nordischen Ländern hat INan die Frage nach dem Verhältnis VO  -
Staat un Kiırche tradıtionsgemäalß als Frage nach dem Verhältnis VON lutheri-
schem Christentum un natıonalen und lokalen Lebenstormen des betreffenden
Volkes verstanden. Diese Behauptung 1St autf jeden Fall dann berechtigt, WeNnNn
INnan gleichzeitig unterstreicht, da{fß siıch das Luthertum, das hiıer geht,
immer sowohl als Träger des allgemein Kırchlichen W 1e auch des spezifisch
Kontessi:onellen verstanden hat

Der Überlieferung nach hat INa  - das Christentum auf Island 1m Jahre 1000
autf Grund eines repräsentatıven Beschlusses des Allthing bei Thingvellir e1n-
geführt. Das, kann mMa  — SCH, stellt denn auch ıne Art Idealbild dar für
das Verhältnis VO  - Kırche und olk auch da, die besondere Form



des lutherischen Christentums geht urch ınen Akt politischer Beschlufßfas-
SUNs nımmt das olk inen Glauben A den dıe Kirche alsdann verkün-
dıgen und 1n dem S1e unterweısen hat Diese Auffassung kommt klar und
deutlich darın ZUu Ausdruck, dafß der Beschlufß der 502 Synode VO  - Uppsala
(415933; der den Sıeg der Reformation 1n Schweden bekräftigte, Bestandteil der
offiziellen Bekenntnisschriften der Schwedischen Kirche iSt Dıie in den fünf
nordischen Ländern noch ımmer bestehende CENSC Verbindung VO  3 kırchlicher
un polıtischer Beschlufßfassung zeigt außerdem, daß diese Tradition keines-
WCBS schon ausgestorben 1St Dem lıegt allerdings nıcht cschr die Auffassung
zugrunde, als musse eın praktisches und prinzıpielles Verhältnis zwischen
den Urganen des Staates und der Kirche geben. Der Grundgedanke 1St vielmehr
der, daß beide den Volkswillen ZzUuU Ausdruck bringen, der seinerzeıt jenen
Glauben, VO  — dem INa  . meınt, dafß für beide die eigentliche Grundlage bildet,
ANSCHOININECN hatte un: der ıh: 1U  - immer noch tragt SO beruht also etzten
Endes die Kırche ın iıhrer Verbindung mit dem Staat hier 1im Norden aut der
Vorstellung VO  - einer gewissen christlichen Volkstümlichkeit, die NU ihrerseıits
dazu beiträgt, die Homogenıität des Volkes bewahren. Dıie hervorragenden
Vertreter einer solchen Ideologie die jeder natürlıch in seiner besonderen
Weiıse ausgeformt hat siınd etw2 Grundtvig 1ın Dänemark und Eınar
Billing in Schweden.

Gerade diese christliche Volkstümlichkeit mu{ß Inan heute jedoch in Frage
stellen. Dıe natıonale Homogenıität i1st keine Selbstverständlichkeit mehr. Es 1St
VOTr allem die 50 Säkularısierung SCWESCH, die den nordischen Völkern
selbst ine außerordentlich pluralistische Lebensanschauungssituation herbei-
geführt hat. In Finnland 1sSt außerdem nach dem Verlust Kareliens nach dem

Weltkrieg neben der lutherischen Kirche ıne 1im anzen Land verbreitete
natıonale orthodoxe Kirche entstanden. Und endlich hat, VOTr allem in Schwe-
den, die grofße Zahl der Einwanderer un Gastarbeiter, die einer anderen christ-
lıchen Kontession oder gar nıchtchristlichen Religionsgemeinschaft angehören,
während wenıger Jahre das relıg1öse Kontessionsbild Ort un Stelle viel-
fältig werden lassen, W1e das auf globaler Ebene schon lange 1St. Wer 1n einer
solchen Sıtuation der Vorstellung einer Volkskirche 1n ihrer Verbindung miıt
einer Volkstümlichkeitsprämisse testhält, der xibt nıcht selten erkennen, daß

sıch ıne Fiktion bemüht. Und ergab sıch auch, da{ß sıch die Frage
nach Staat und Kırche in Schweden als ıne Angelegenheit erster Ordnung miıt
acht nach VOrn schob und auch 1ın den übrıgen nordischen Ländern eıner
außerst wichtigen rage wurde.

In Schweden hat 1972 eın vier Jahre UVOo eingesetzter staatlicher Unter-
suchungsausschufß seine Stellungnahme abgegeben und NECUEC Formen für das
Verhältnis zwischen den christlichen Kirchen und der Gesellschaft vorgeschlagen.



habe deshalb die Absicht, mich 1in diesem Artikel VOTLT allem diesem Vorschlag
und der Debatte, die auslöste, widmen. Da die rage jedoch in verschie-
dener Weıse auch 1N Norwegen, Finnland un Dänemark aktuell 1ISt, oll
nächst als eine Art Hıntergrund für die dann folgende Darstellung Schwedens
die Lage in diesen Ländern skizziert werden. ıcht zuletzt wiıird dadurch auch
das Recht der Annahme deutlich, die 1n der Überschrift des Artikels anklingt,
da{ß nämlich 1in der rage nach dem Verhältnis Von Kırche und Staat ıne all-
gemeıne nordiıische Umorientierung 1mM ange ist!

Finnland Ausnahme oder Ideal®
Das Verhältnis VOon Kırche und Staat 1n Finnland bıldet seit langem schon in

verschiedener Hınsicht ıne auffallende Ausnahme, WEeNnNn INa  z} mit den übri-
SCH nordischen Ländern vergleicht. Das liegt nıcht daran, daß dort eLtwa2 jene
oben skizzierte allgemeine ideologische Grundlage fehlen würde. Sondern
lıegt daran, daß INa  w hier anderen kirchenrechtlichen Grundlinien gefolgt
WAar. Das äßt sıch bis in die Reformen hinein verfolgen. Hıer geht
die Entwicklung VO Kirchengesetz des Jahres 1869, hinter dem der interes-

Kırchenrechtstheoretiker Frans Ludvig Schauman stand, bis ZUuUr (jesetz-
gebung über die Kirchenleitung AUSs den vierziger Jahren und den VOT
kurzem Eerst durchgeführten neuerlichen Retormen. Auch Schauman bekannte
sich einer lebendigen Verbindung VO'  $ Staat und Kirche Das führte bei ıhm
jedoch nıcht iırgendwelchen Vermengungen, sondern 1mM Gegenteıl ZUr For-

_ derung nach klarer Trennung. Kirche und Staat können einander Unterstüt-
ZUNg gewähren ıne Auffassung, die Schauman M1t naturrechtlichen Vor-
stellungen begründete. Jedoch sollte sowohl ın der gesetzgebenden als auch 1in
der ausführenden Macht der Unterschied klar ZUuU Ausdruck kommen;: Schau-
INan unterschied auch prinzıpiell deutlich 7zwiıischen diesen beiden Funktionen.
Deswegen erhielt die finnische lutherische Kırche, obwohl die Idee eines christ-
lichen Staates beibehalten wurde, eın eigenes Kırchengesetz und 1ne synodale
Verfassung mıt einer Synode, die 1in ırchlichen Angelegenheiten selbst be-
schließt, während dem Staat das Vetorecht zusteht. Das Kırchengesetz WAar
staatliıches Gesetz, konstituierte jedoch wne selbständige Kirche, die durch
diese Kombination ihrer Selbständigkeit keine private Vereinigung, SON-
dern ıne Körperschaft Ööftentlichen Rechtes wurde. Auch auf administrativem

Eıne großartige Übersicht ber die Sıtuation 1m Norden, die iıch hier auch flei-
ßıg auUsgeNUtLZT habe, xibt Aarflot (Hrsg.), Kirke SLIALt de nordiske land,; Oslo—
Bergen— Iromso 1971 Das Buch 1St die Schrift, die die Nordiskt sällskap förkykorettsforskning herausgegeben hat, die 1n Ärhus 1969, anläfßlich einer D auch
VO: Nordischen Okumenischen Institut veranstalteten Konterenz er Staat un
Kirche gebildet wurde. Das Material dieser Konterenz 1St Bestandteil des Buches
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Gebiet betonte Schauman die Selbständigkeıt. [DDas führte eiınem verstärkten
Bemühen diıe Einrichtung der Stiftsverwaltungen. Er rechnete und für
sıch ZWar mit einer separaten kirchlichen Zentralverwaltung, WAar aber noch
nıcht bereıt, s1e einzuführen.

Von diesen Gedanken Schaumans A4US$S hat Nan seitdem der Verselbständi-
gun der Kirche weitergearbeitet. 1908 wurde die Bischofskonferenz eingeführt
und gesetzlich verankert. Miıt Hılfe Gesetzesänderungen verwirklichte
mMan 1944 Anderungsvorschläge, die INa  a} lange schon diskutiert hatte: seiıtdem
leitet diese Konterenz als sogenannte „Erweıterte Bischofskonferenz“ (d B
durch Laien erweıtert) NU:  - auch die gesetzlich gebundene und die freie ätıg-
keit innerhalb der Kirche Gleichzeitig entstand die lange schon geplante Kır-
chenleıitung, das höchste admıinıstratıve und ökonomisch verantwortliche Organ
der Kirche

Die Frage, wieweılt die Grundauffassung Schaumans auch mit iıhren theore-
tischen Voraussetzungen also dem Gedanken wechselseitiger Unterstützung
und ng usammenarbeit und nıcht zuletzt dem Gedanken des christlichen
Staates beibehalten werden kann, 1St heute 1m höchsten Grade often und
wiıird eifrig diskutiert. Schon das Grundgesetz VO:  ‚ 1919 erklärte die relig1öse
Neutralität des Staates und bereits 19272 wurde durch das Religionsfreiheits-
ZEeSETZ der Austritt Aaus der Kirche ohne gleichzeitigen Eintritt 1n ıne andere
Religionsgemeinschaft möglıch (Schweden bekam ein solches Gesetz erst 195415
Nun bedeutet gerade diese eben erwähnte Reform 1n der Praxıs erstaunlich
wen1g; trotzdem kann INa  - das Prinzıp des christlichen Staates als Idealbild
für die Kirche nıcht mehr aufrechterhalten. Deshalb MU: die Frage nach der
7Zusammenarbeit in einer modernen Gesellschaft mMIit einem ganz anderen Be-
grifisapparat ın Angriff MM werden. In dieser Sıtuation bringt sıch aber
auch die Notwendigkeıt ın Erinnerung, die Linıe der Selbständigkeit Weiyerauszubauen.

Das drückt siıch darın Aaus, daß die Erweiterfe Bischofskonterenz 1966 ein
Komitee damıt beauftragte, die Richtlinien für das zukünftige Verhältnis VO  an

Kırche und Staat untersuchen. Es 1St bezeichnend für die Ainnische Sonder-
stellung autf diesem Gebiet, daß die Kirche selbst hierzu die Initiatıve ergriften
hatte un: die damıt verbundene Arbeıit VO!]  3 der Kirche un für die Kirche
geleistet wurde. Dieser Arbeıt lagen bestimmte Fakten zugrunde. Dıie Prozent-
zahl der Austritte A4uUus der lutherischen Kırche Finnlands 1St immer schon csehr
niedrig SCWESCH. Noch 1965 gehörten ihr 92,6 % der Bevölkerung Dazu
kommt, daß 3 Z oder 01010 Personen ZUfr orthodoxen Kirche gehören,
die jetzt also die Z7zweıte Staatskirche des Landes 1St und eın teilweise noch
CNSCICS Verhältnis Z Staat hat als die lutherische. Die registrierten freı-
kirchlichen Gemeinschatten umtassen einen NUur unbedeutenden Teil der Bevöl-
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kerung, während der Rest, S3 nach den Angaben VO  $ 1965, keiner
Kırche angehört und deshalb 1mM Zıvilregister geführt wird.

Dıiese Zifern zeigen, da{fß zwischen dem finnıschen olk und den christlichen
Kırchen, VOTr allem der lutherischen, immer noch ıne CNSC Verbindung besteht.
Sıe beruht heutzutage jedoch nıcht autf der Christlichkeit des Staates, sondern
auf dem 1im Religionsfreiheitsgesetz garantıerten Recht des freien Anschlusses.
Dıie Religionsfreiheit reguliert auch die Frage nach dem Religionsunterricht in
den Schulen. Das hat Finnland jedoch nıcht ebenso w 1e keines der anderen
nordischen Länder dem schwedischen S5System eınes „objektiven Religions-
unterrichtes“ 1ın den allgemeınen Schulen auswachsen lassen, sondern
dessen das Prinzıp eines kontessionellen Religionsunterrichts beibehalten. Nach
dem Schulgesetz kann jetzt ine kommunal zusammengefafste Mınoritäts-
STIUDDC VO:)  - Schülern Anspruch auf Religionsunterricht in der eigenen Kon-
ession erheben. Für die weıt verstireut wohnenden orthodoxen Christen 1St das
und wırd das ıne Lebensbedingung sein. Das kirchliche Komiuitee hat
jedoch vorgeschlagen, daß alle, die 1mM Zıvilregister eingetragen sind, mehr
Unterricht als bisher in Religionsgeschichte und Ethik erhalten sollen und da{ß
außerdem der lutherische Religionsunterricht nıcht 1Ur VO  ; Lutheranern, SOI-

dern VO]  w} allen erteılt werden kann, die auf dem Grund des Apostolikums
stehen.

Im Bliıck autf die offiziellen Bindungen den Staat 1St das Komiuitee dafür
eingetreten, die acht des Staates 1m Bereich kirchlicher Gesetzgebung und
Verwaltung nıcht verringern. Demnach sol1] also das Vetorecht des Reichs-

iın Fragen des Kırchengesetzes gegenüber der Synode bestehenbleiben.
Man hat O: arüber diskutiert, ob nıcht das D geltende Prinzıp aufgege-
ben werden soll, wonach 1U die Reichstagsabgeordneten, die der lutherischen
Kırche angehören, solchen Vorlagen beteiligt seın dürten. Das mu{ jedoch
VOT dem Hıntergrund der augenblicklich bestehenden großen Freiheıit gyesehen
werden. In ökonomischen Fragen kommt dem Staat allerdings ein umtassendes
Beschlußrecht A das nıcht problemlos 1St und das darauf beruht, daß die
Kirche immer noch das Steuerrecht innehat 1mM übrigen auch gegenüber 508
Juristischen Personen. Hıer zeichnet sıch eın deutliches Interesse ab, die Bindun-
M4 lockern. Endgültige Vorschläge lıegen jedoch noch nıcht VOTr Im Augen-
blick bezahlt der Staat direkt die Kosten für die Stiftsverwaltung un die
Gehiälter der Bischöfe, aber durch seine Unterstützung der theologischen Fakul-
taten F ezahlt ebenfalls die Pfarrerausbildung. Darum ernennt der Prä-
siıdent . auch die Bischötfe. ber auch hier 1St ıne größere Freiheit für dıe
Kirche 1m Gespräch.

Besonders interessant lst, Ww1e INan das kirchliche Steuerwesen auffaßt, denn
das gehört den Punkten, welchen die Eıgenart des finnischen Systems
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besonders anschaulich gemacht werden kann. Das Religionsfreiheitsgesetz hat
das Steuerrecht 1mM Blick auf Juristische Personen nıcht aufgehoben, obwohl
gerade dieses (Geset7z davon ausgıng, da{fß INa  } 1Ur bei natürlichen Personen VO:  3

einer Religionszugehörigkeıit sprechen könne. Im Gegenteıil INa  -} meınte,
gerade diese Tatsache mache Gesellschaften un Vereinigungen möglich,
Kırchensteuer bezahlen. Damıt werde iINanll näamlıch dem echt einer Einzel-
erson auf keinen Fall nahe urch eın Spezialgesetz VO  e 1935 be-
kamen auch orthodoxe Gemeinden das Steuerrecht Einkommen solcher
Gesellschaften, 1n denen orthodoxe Christen die Aktienmajorität besitzen(!).
Heute mot1iviert INa  3 das alles damıit, dafß die Miıttel für allgemeinnützliche
sozjale un! kulturelle Aktivitäten verwendet würden.

In Fınnland hat INan also VO'  3 seıten der Kıiırche Reformen 1im Verhältnis
VO  - Staat und Kirche 1n Gang ZESETZET. Berücksichtigt INa  } die Bereitwilligkeit,
mit der die Jugendorganisationen der verschiedenen politischen Parteıien 1n den
etzten Jahren diese Frage aufgegriffen haben, dann wiırd INa  - allerdings auch
mit staatlıchen Inıtıatıven einer Überprüfung dieses Verhältnisses rechnen
mussen. In der Reformarbeit anderer nordischer Länder 1St iINnan VO'  } diesem
finnıschen System nıcht selten als einer Art nachahmenswertem Ideal K&
SCh Daß eın solches konstitutionell verwirklichtes Ideal ıcht statısch seiın kann,
das zeıgt die Entwicklung iın Finnland und s1e wird auf diese Weiıse N
emento für alle, die in den anderen Ländern Beschlüsse auf weıte Sıcht hın
tassen können ylauben.

Norwegen ewegung nachdrücklicher birchlicher Verselbständigung
Be1i einem Vergleich mit Finnland hat die lutherische Kirche 1n Norwegen

bis ın diese Tage den Eindruck einer viel stärkeren Bindung den Staat SC-
macht. Es o1bt keine Synode oder Kırchenkonterenz. Kırchengesetze werden
ausschließlich 1m Storting, dem norwegischen Reichstag, erlassen. 1le wichtigen
ökonomischen und administrativen Fragen werden 1m Kirchenministerium ent-
schieden. Der staatliche Haushaltsplan x1ibt auch den Rahmen für das Budget
der Kıiırche Sehr begrenzt sınd ebenfalls die finanzıellen Möglichkeiten der
Ortsgemeinden. Trotzdem hat siıch in den etzten Jahren — und War aufgrund
VO:  } Reformforderungen, die ınnerhalb der Kirche entstanden die Lage der
Kırche mıiıt Nachdruck auf gyrößere Selbständigkeit hın verschoben. Man darf
ohl mMi1ıt Fug un echt annehmen, daß die Verhältnisse in Finnland hier als
Idea]l dienen hatten.

Eın Paar usammenfassende Zahlenangaben mögen die Entwicklung eschrei-
ben Schon 1m Jahre 1933 entstand eın Gesetz über eınen demokratisch organı-
sıerten Stiftsrat. Dıie Bestimmung, da{ß alle Stiftsräte einmal ın Jahren
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einer gemeiınsamen Konterenz zusammenzutreten hätten, kam 1953 hınzu, un
1mM Jahre 1963 wurde ein jedoch nıcht yesetzlich verankertes Koordinie-
rungsSorgan eingerichtet. Der wichtigste Beschluß STammt reıiliıch AZUS dem Jahre
1969 damals beschlofß das Storting, selbst einen gemeiınsamen Rat für die
Diıözesen einzurichten den SS Kirchenrat. Der hat War 1L1U! konsultativen
Status, das Kırchenministerium hat ımmer noch die zentrale Verwaltung
in den Händen. Miıt diesem Antfang 1St jedoch durch den Kirchenrat der

Schritt einer zentralen Kirchenleitung yemacht.
Die Struktur, dıe da 1m Entstehen 1St und das 1Sst auffällig entwickelt

sıch N:  u W1e 1in Finnland. Auch 1m Blick auf andere nıchtlutherische
Gemeinschaften wırd diese Gleichheit deutlich. Gewiß hat die lutherische Kirche
1n Norwegen nıcht das gleiche Kırchensteuerrecht WI1e die 1in Finnland; se1it
1969 wırd jedoch allen eingetragenen Glaubensgemeinschaften das Recht auf
finanzielle Unterstützung durch die öftentliche and zugestanden, und ZWaar pPro
Mitglied in derselben Höhe, WwW1€e das PIo Mitglied für die lutherische Kıirche oilt
Außerdem ISte der Religionsunterricht konfessionell. Allerdings sind die MÖög-
lichkeiten besonderer relıg1öser Unterweıisung für Mınoritäten wenıger ZrofßS-
zügıg als 1n Fiınnland.

Wıe SESAYT diese eben beschriebenen Veränderungen sınd eindeutig das
Resultat VO' Reformvorstellungen, die in der Kırche selbst iıhren rsprunghatten. Die Landeskonferenz der freiwilligen kıirchlichen Organısationen be-
auftragte 1965 iıhr ausführendes UOrgan, den freiwilligen Kirchenrat, einen (B
tersuchungsausschuß einzusetzen, der das Verhältnis der Kirche ZUr Gesellschaft
heute begutachten sollte. Dıieser Ausschußß, der der Bezeichnung „Reform-
kommission“ arbeitete, legte 1im März 1969 1ne einstimmi1g gefaßte Resolution
VOT, die dem Tıtel „Die Reform der norwegischen Kırche“ veröftentlicht
wurde.

Dieses Gutachten,; das mMi1t legalen Formen kirchlicher Selbstverwaltung schon
praktische Resultate erbrachte, ist nıcht zuletzt deshalhb interessant, weil
versucht, dıe Problematik 1n einen theologischen Gesamtzusammenhang ein-
zubauen. Man definiert dort die Kirche als ıne Einheit Von persönlicher lau-
bensgemeinschaft und außerer Verwaltung der Gnadenmittel un weıst solche
Trennungslinien, W1e die zwiıischen siıchtbarer und unsiıchtbarer Kırche, charis-
matıschem Dıiıenst und außerer Ordnung zurück. Auch die Volkskirchenproble-matıik wırd eingehend untersucht. Man betont den Charakter kirchlicher Wah-
len als christliches Handeln dem Gebet un: versucht, 1n der rage der
Demokratisierung die übliche demokratische Repräsentationslinie mıit einer
anderen verbinden, die auf der Stiftung durch Christus beruht, in der die
Gnadenmiuittel verwaltet werden. In der Ämterfrage bemüht Man sıch ine
stärkere Differenzierung des kirchlichen Dıienstes. In der eigentlichen Frage



nach dem Verhältnis VO  e’ Kirche und Staat schlägt inNa:  w die Einrichtung einer
Synode mMIit beschlußfassenden Funktionen un den Kirchenrat als administra-
ves rgan VO.  $ Man betont, un das 1sSt wichtig, da{fß die Kirche wenıgstens
1m Prinzıp für die Leitung der Kıirche selbst verantwortlich sein MU: wird
das VO Staat besorgt, 1St der Staat als VO:  3 der Kirche dazu beauftragt -
zusehen.

Dıe Landeskonferenz der freiwilligen kırchlichen Organisationen, die 1969
ZUS3A.  tIrat, akzeptierte das Gutachten der Reformkommission. Man be-
schloß, ine zusätzliche NCUEC Untersuchung 1n Auiftrag geben, die bestimmte
Probleme behandeln sollte, die durch die Reformkommissıion aufgekommen
455 Im Jahre 1972 1St ein erstes Gutachten dieses Komitees erschienen. Wır
werden sogleich kurz referieren. Nun hatte allerdings 1 Frühjahr 1970 auch
das Storting ine K ommuıssıon eingesetzt, die das Verhältnis VO  a Staat und
Kirche untersuchen, das staatskirchliche 5System 1n seiner Gesamtheit bewerten
und Vorschläge für ıne eventuelle Auflösung der organisatorischen Verbindun-
SCHh 7zwischen Staat un Kirche machen sollte. Die kirchliche Inıtiatıve hatte
nämlich gezeligt, daß INn  - auch innerhalb der Kirche bei gesellschaft-
lichen Verhältnissen einer relatıv vorbehaltlosen Überprüfung der Sıtua-
t1on bereit WAal.

Im Juli 1972 wurde das HeH6e kirchliche Gutachten publizıiert. Es zeigte S1'
da{fß INa  - auch dort DL Arbeıt MIt Alternativyvmodellen übergegangen Wr

Modelle, die 1im übrıgen stark die Modelle erınnern, die die schwedische
staatliche Kommissıon Aaus dem Jahre 1958 präsentierte (davon weıter unten).
Dıie norwegische Kommissıon, die der Leitung VO  «} Bischot Kaare Stoylen,
Kristiansand, stand, denkt sıch drei alternatıve Lösungen: iıne Staatskirche
mit bedeutend größeren inneren Selbständigkeitsrechten als heute (dieser Vor-
schlag erinnert das doch miıt Reformen erweıterte 50 schwedische
A-Modell). iıne Freikirche, losgelöst VO Staat und als Religionsgemeıin-
chaft eingetragen (erınnert das S1092° schwedische C-Modell) Eıne freıe
Volkskirche, die miıt dem Staat usammenarbeıitet, gleichzeitig ıhre Ööffentlich-
rechtliche Stellung beibehält, Sökonomisch jedoch vollständig auf siıch selbst -
gewl1esen 1St und sıch dabei auf einen freiwilliıgen Mitgliederbeitrag Stutzt (ein
Vorschlag, der weniıgstens z Teil das 5S0S B-Modell in Schweden erinnert).
Das Komıitee hat diesen Alternativen nıcht Stellung > betont
jedoch, dafß das eın freikirchliche Modell ohl kaum den Erwartungen 1n der
Kırche entspräche und da{fß das Modell gerade in Hınsıcht autf die weıter-
gehende CNSC Zusammenarbeit MmMi1t dem Staadt; die dort Ja vorausgesetzt wiırd,
kaum realisıerbar sein würde. In seinen prinzipiellen Überlegungen 1St sıch das
Komiuitee darın ein1g, daß die augenblicklichen iırchlichen Verhältnisse 1m
Gegensatz stehen jener modernen Religionsgesetzgebung, WwW1e s1e
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amerikanıschen oder deutschen Kırchenrecht finden 1St. Man 1St sıch auch
darın ein1g, daß die Kırche 1ın viel größerem Umftang als bisher die Möglıch-
keıt bekommen mußßs, 1in ınternen Fragen nach nıcht-polıtischen Rıchtlinien
selbst entscheiden können un die finanzielle Planung und Verwaltung iın
eigene Hände bekommen.

Dıie Reaktionen der Presse auf diese Untersuchung 1m großen un
SaNZCH POSIt1LV, gleichgültig VO  } welcher Seite sıie kamen. Radıkale Kreıise me1-
1915491 freilıch, INa  e se1 nıcht weıt SCHANSCH; estark konservatiıve Kreıise siınd
der Auffassung, die augenblickliche Ordnung gäbe für die persönliıche christ-
ıche Arbeiıit un das 1St ihrer Meınung nach das Wiıchtigste eiınen AaUuSs-

reichenden Rahmen ab Das Gefühl jedoch, daß Reformen notwendig sejen und
daß sich dıe Kirche rechtzeitig dazu zußern musse, hat sıch sechr verstärkt. In
diesem Zusammenhang, und das dart auch nıcht verkannt werden, spiegelt ıne

einflußreiche Persönlichkeit Ww1e der dezidiert antistaatskirchlich eingestellte
Bischof Per Leonning die Meınung repräsentatıver Kreise wider. Ebenso mu{
iNd  ’ berücksichtigen, da{fß Finnland hier idealbildend vorangehen un:! daß auch
die schwedische Untersuchung auf das strukturbildende Denken außerst -
regend wirken konnte. Auch WeNn sıch die nordischen Länder 1n ihren jeweılı-
SCH Relationen VO  e Kırche und Staat stark voneiınander unterscheiden,
unktioniert die Information darüber, WI1e INan 1m betreftenden Nachbarland
denkt, doch ausgezeichnet.

Dänemark vorsichtige Reftormwünsche
Vermutlich 1St die norwegische Einstellung, die WIr eben noch als konser-

Vatıv bezeichneten un die daraut hinausläuft, daß die Staatskırche als Rahmen
das gottesdienstliche Leben Ort un freie christliche Aktivitäten

verstehen ist — diese Eınstellung 1St ın Dänemark sowohl in den leitenden Kreıi-
SCH der Kıirche als auch den Leuten un Eerst recht natürlich auch
den Politikern maßgebend. Das kam 1n den Debatten anläfßlıich der 1n Anm
erwähnten nordischen Konterenz Kiırche un Staat 1969 deutlich ZU Aus-
druck Es gyab damals ıne heftige Auseinandersetzung, die bıs heute andauert

und War deswegen, weıl INa  ; VOTr allem 1ın ökumenisch engagıerten reısen
auf die Schwierigkeiten, Ja Ungereimtheiten aufmerksam machte, die immer
dann auftreten, WEeNnNn die dänische Volkskirche sich 1n zwischenkirchlichen Fra-
gCcn außern hat oder handeln beabsichtigt. Diese Kiırche kann nämlich
iıcht als selbständiges Subjekt auftreten, weıl iıhr legales Subjekt Folketing und
Kirchenministerium sınd beide siınd jedenfalls in theologischen Sachfragen
nıcht bereit, als solches Subjekt autfzutreten. Das hat ZUr Folge, da{flß sıch 1n
dıesen Fragen Nnur der einzelne außern kann und 1ne wirkliche Repräsen-



Lanz 7 1n der Frage der Gespräche zwischen Lutheranern und Reformier-
ten über die vorgeschlagene Konkordie auch Dar nıcht geben annn

Die änısche Volkskirche hat also legal weder ıne Bischotskonferenz noch
1Nn€e Synode. Auch finanziell tehlt ıhr jede Selbständigkeit. Dıie Miıttel, die der
einzelnen Gemeıinde ZUT. Verfügung stehen, sınd außerst knapp bemessen, un:
alle Verhandlungen werden ohne große Diskussionen ZUuUr Sache erledigt. Das-
selbe gilt übrigens auch für die Behandlung ırchlicher Fragen 1 dänischen
Reichstag. Dort 1St INnan übereingekommen, diese Dınge ohne interfraktionel-
len Streıit abzuwickeln.

Nun hatte jedoch die damalıge sozi1aldemokratische Mınısterin für Kirchen-
fragen, TAB Bodil Koch, 1964 wne 50 Strukturkommission eingesetzt, die
WAar nıcht das Kırche-Staat-Verhältnis 1m allgemeinen diskutieren, sondern sıch
auf begrenzte Reformen im Rahmen des Systems konzentrieren sollte. Dabei
stieß die Kommuissıon auf ıne Vielzahl ıinnerer Schwierigkeiten ın der Kom-
mM1ssıon selbst die verschiedensten Rıchtungen vertreten, auch solche, die
miıt der augenblicklichen Ordnung 1mM Prinzip zufrieden und außerer
Schwierigkeiten: dıe Bürokratie versuchte immer wieder, die Eftektivität der
Arbeit herabzusetzen. In verschiedenen Sektionen hat sıch diese Strukturkom-
1SS10N mi1t Fragen der Gemeindestruktur, des Pfarrernachwuchses, der inter-
nationalen Beziehungen, der Freizeit- und Urlauberseelsorge etc. beschäftigt. Sıe
hat außerdem konkrete Vorschläge ausgearbeitet; wıeweılt diese jedoch durch-
geführt werden können, 1St noch völlig often. Dıie derzeitige Mınıisterin für
Kırchenfragen, Tau Dorte Bennedsen, die Tochter Bodiıl Kochs, hat Adu$SscCIHl-
scheinlich ıne verhältnismäßig positıve Einstellung Reformvorschlägen.
Doch mu{fß jede Regierung Mi1t den Realitäten rechnen, die darın bestehen, daß

in dieser stärksten zersplitterten Kirche Skandinaviens ganz gegensatZ-
ıche Fraktionen gibt Solange das Staatskirchensystem eın Rahmensystem bleibt
un nıchts anderes — solange herrscht Waftenstillstand; WENN aber Formen eın-
geführt werden, die direkte Konfrontationen Zur Folge haben, dann werden
bedeutende Schwierigkeiten entstehen.

Schweden Y €l staatliche Ausschüsse un die Religionsfreiheit
Sieht INa  - einmal VO  —$ Finnland ab, dann hat die lutherische Kırche 1ın Schwe-

den, vergleicht mMa  3 S1e mit den anderen nordischen Kırchen, die treieste Stel-
lung gegenüber dem Staat Miıt gew1ssem Recht konnte INa  -} deshalb behaupten,
die Schwedische Kirche se1l keine eigentlıche Staatskırche. Darauf weısen folgende
Faktoren hin

a) Dıie Kirche hat eine Synode (bereits 1866 gebildet, heute bestehend Aaus

Laıen und geistlichen Vertretern, die stiftsweise durch Wahlmänner res



pastorale Verbände gewählt werden), dıe gemeinsam miıt dem Reichstag (jesetze
erläßt (man kann das auch ausdrücken, daß der Reichstag und die Synode
1n kirchenrechtlichen Fragen wechselseitig das Vetorecht haben).

b) Dıie finanzielle Grundlage der ırche 1St das kirchliche Grundeigentum
FCSp. die Erträge Aaus dem 508 Kirchenfonds, dessen Zugehörigkeıit ZUur Kirche
nıcht mehr 1n Frage gestellt wird und der lediglich administrativ 1mM Auftrag der
Kırche durch den Staat verwaltet wiırd.

c) Die Kırche hat auf der Ortsebene 1n den Kirchenbevollmächtigten dem
legislatıv verantwortlichen „Kirchenparlament“) und 1m Kirchengemeinderat
eigene Organe, die 1ın allen Fragen entscheiden, die VO 508 Gemeindeverwal-
LUNSSgSESET. berührt werden (schon 1862 hat INa  a} 1n Schweden die Gemeinden
aufgeteilt 1ın ıne politische Gemeinde und 1n ıne Kirchengemeinde. Das der-
ZzeIit gültige Gemeindeverwaltungsgesetz reguliert den Kompetenzbereich der
Kırchengemeinde und deren Arbeıitstormen).

Die Pfarrstellenbesetzung geschieht weıthin durch direkte Wahlen (die
508 königlichen Ernennungen erfolgen VOT allem, für Gerechtigkeit 1n den
diversen kirchlichen Aufstiegsmöglichkeiten SOTrSCH, nıcht aber, ine
staatliche Prärogatıve herauszustellen).

e) Dıie großen ırchlichen Werke der Zentralrat der Kirche, dıe Miıss1ı0ns-
SOZUSaSCH gesetzlich verankerten kirchlichen Strukturen, trotzdem mussen s1e
direktion, die Seemannsmi1ss1ıon, das Diakonische Werk sind WAar Teıle der
ıhre Rechenschaftsberichte der Synode und nıcht dem Staat vorlegen.

Unter Beziehung auf die Ortsgemeıinde und hre Verwaltung hat 19313  3 1n
den etzten Jahren auch aut der Stiftsebene ıne parlamentarische Repräsen-
tationsform die 5S0$. Stiftsversammlungen geschaften, die ıne Ergänzung
der Stiftsräte für die freiwillige kirchliche Arbeıiıt FreSp des mehr bürokratisch
zentralisıerten Domkapıtel (Stiftsleitung) bılden.

Aut der anderen Seıte aßt sıch nıcht leugnen, da{fß die Schwedische Kirche
dennoch stark staatskirchliche Züge tragt. SO fehlt der Kirche Z.. eın eigenes
Zentralorgan für dıe finanzielle Verwaltung. Die Miıttel Aus dem Kirchenfonds
werden staatlich verwaltet, un 1U  — staatliche Beschlüsse können ıhren Ver-
wendungszweck umändern. Dıie Bindung der Synode den Staat wiırd darın
deutlich, dafß s1e nıcht autgrund eigener Inıtıatıven zZusammentr: C Babeß Dıiıe
Agenden, die die Ordnung des Gottesdienstes und der übrigen Amtshandlungen
festlegen, werden ausnahmslos durch den König heute WAar schon nach An-
hören der Synode für zültig erklärt. Wiıchtige Amtsernennung en liegen ganz
und Sar in der and des Staates: als Staatsbeamte unterstehen die Ptarrer den
gleichen (Gesetzen wWwI1e die übrigen Staatsbeamten WeNn auch MIit besonderen
Eiınzelvorschritten. Außerdem 1st die kıirchliche Verwaltung aut der Ortsebene
iıhrem Charakter nach, Wenn auch nıcht gerade staatlıch, doch stark kommu-



nal und dazu polıtisch gepragt. Man hat deswegen einmal BESARZT Wenn die
Schwedische Kirche auch keine Staatskirche iSt, 1St sıie doch ıne Kommunal-
kirche Dıie Trennung VO  3 Kirchengemeinde und polıtıscher Gemeinde hat der
Kirche nıcht 11U!T Freiheiten, sondern auch Begrenzungen eingebracht. 50 kön-
nen Kırchensteuermuittel nıcht 7Zwecken verwandt werden, für die 1im all-
gemeınen die polıtische Gemeinde zuständig 1St für soz1ıale 7 wecke
Außerdem sınd die Wahlen den Kirchenbevollmächtigten (dem legislatıv
verantwortlichen „Kirchenparlament“) zeıitlich MIt den Kommunalwahlen VeOI-

bunden. Be1i der Gelegenheit legen die polıtischen Parteıjen ıhre Kandıidaten-
lısten für diese kırchlichen Wahlen VvOor, auch WCLN sıch dabei gelegentlich Ver-
schiedene Parteıen einer gemeiınsamen Liste zusammenschließen. Das hat
darüber hınaus den Nachteıl, da{fß die Wahlen ZU „Kirchenparlament“
Unterschied den politischen Wahlen ohne Debatte über das Programm
der verschiedenen Parteıen un: Gruppen stattfinden. Deswegen wiıird 1n der
augenblicklichen Diskussion der Forderung nach Entpolitisierung der kirch-
lıchen Wahlen nıcht selten die Forderung nach verstärkter Politisierung,
nach eiınem klar abgesteckten Programm VOnNn seıten der betreftenden Parteı
eNtgeZENSESETZL.

Die Schwedische Kirche hat iıne öftentlich-rechtliche Stellung, die sıch VOrLr

allem autf We1l Grundpfteıiler Stutzt: der ıne 1St der Anteıl der Kırche über
ıhre Synode einem Teil des schwedischen Rechtes, also des Kirchenrechtes.
Der andere 1St das Besteuerungsrecht. Das wird aut der Ebene der Ortsgemeıin-
den ausgeübt, iındem die gewählten Kirchenbevollmächtigten für jeden Kirchen-
gemeindeverband den Hebesatz der Kirchensteuer testsetzen. Vielleicht äßt sıch
der öftentlich-rechtliche Status der Kirche auch noch einem dritten Grund-
pfeiler erkennen: der 1n vieler Hınsıcht markant öffentlichen Stellung der
kirchlichen Amtsträger. ber gerade diese Punkte werden heute diskutiert und
teıls staatsrechtlichen Gesichtspunkten, teils mıit Kriterien der Religions-
freiheit ımmer wieder überprüft.

Damıt aber sınd WIr 1U  - auch schon bei der Arbeit jener staatlichen Unter-
suchungskommission über das Verhältnis VO  . Staat un Kirche iın Schweden
angekommen, die se1it 1958 1m ange 1st und die 1968 ıne Stellung-
nahme vorlegte, 1n welcher s1ie alternative Zukunftslösungen ckizzierte. Sıe hat
1972 ıne Zzweıte Stellungnahme vorgelegt, 1n welcher die Lösung der Bindun-
sCcHh VOon Staat und Kıirche 1n Schweden vorgeschlagen wird, die bisherige Aat-
iche Unterstützung der Arbeıt christlicher Glaubensgemeinschaften ın Schwe-
den jedoch beibehalten werden soll

Auf Grund VO  e} Anträgen A4aus der Reichstagssitzungsperiode 1956 wurde die
Untersuchungskommission 1958 „Kirche un Staat“ gebildet. Hıer wurde ıne
Spezılalistenarbeit ın Auftrag gegeben, die nıcht die Aufgabe hatte, Lösungen



vorzuschlagen. S1e sollte lediglich Unterlagen für solche Lösungen ausarbeiten.
Zu diesem Zweck publizierte die Kommiuissıon in den Jahren 1963 bis 1968 nıcht
weniıger als zehn Teilgutachten, die verschiedene Fragen behandelten, und ıne
abschließende Stellungnahme. Von den Teilgutachten 1St hier besonders das
über die Religionsfreiheit erwähnenswert. Die spater eingesetzte OmmıssıoNn
hat jedoch (vgl dazu weıter unten) gerade diese Ausarbeitung für ungenügend
erklärt.

In der abschließenden Stellungnahme skizzıert die Kommiıissıon vier verschie-
dene Lösungsmodelle. Auf dreı VO'  - ıhnen sınd WIr 1mM Zusammenhang mı1ıt
den norwegischen Vorschlägen schon eingegangen. Dıies sınd 19808  e} die vıer VCI-

schiedenen Modelle: A-Modell 1m Grunde unveränderte Beziehungen Z7W1-
schen Staat und Kiırche B-Modell ıne 1M Prinzıp freie Kiırche MIt entweder
beibehaltenem Kirchensteuerrecht oder Hılte staatlıcher Urgane be1 der Er-
hebung der Mitgliederbeiträge (d 1- ungefähr das Modell 1n der BRD oder 1n
Finnland). C-Modell ine freie Kirche ohne Steuerrecht un: ohne Erhebungs-
hılfe VO'  3 seıten des Staates. D-Modell — eine freie Kirche ohne Steuerrecht un
ohne Erhebungshilfe und außerdem ohne kirchlichen Grundbesitz.

Die abschließende Stellungnahme der Kommissıon wurde, W 1e das 1n Schwe-
den üblich iSts einer Reihe berührter Instanzen ZUuUr Rückäußerung zugesandt.
Von diesen veranstaltete der 508 Verband schwedischer Pastorate eine umftfas-
sende Umfrage den Bevollmächtigten der Gemeinden. Sıe ergab ıne
überwältigende Majyorıität für das A-Modell, W as mMa  - mit dem Volkskirchen-
SYSTEM motiviıerte. Dıie Stiftsleitungen freilich geteilter Meınung, und die
verschiedenen zentralkirchlichen Werke hatten mıtunter Schwierigkeiten,
einer Einiıgung kommen. Von den polıtischen Parteien wurde das A-Modell
dagegen kaum unterstutzt. Verschiedene Instanzen enthielten sıch 1m übrigen
jeder Meinungsäußerung den Alternativfragen; INa  a} hatte die verschiedenen
Positionen nämlıch nıcht als Vorschläge formuliert.

Nun Ltrat 1im Jahre 1968 außerdem die Synode der Schwedischen Kirche -
Sammen ıne SOgeNaAaANNTE Bischofsvorlage befürwortete dabe: eın kirchliches
Reformprogramm, das U: A, die Forderung nach ausgepragteren Formen von

Mitgliedschaft 1ın der Kirche (mıt der Taufe als Begründung dieser Mitgliedschaft)
und nach größerer kirchlicher Selbständigkeit 1ın einer anzen Reihe VO:  e Punk-

enthielt. Die Synode stimmte diesem Reformprogramm Z W as dann auch
bei der abschließenden Stellungnahme der uen staatlichen Kommuissıon ıne
wichtige Rolle spielte. Dıie Synode mußte jedoch auch Stellung nehmen
eiınem Ergänzungsantrag, der einen Synodalbeschlufß ertorderlich machte,
nach das Reformprogramm besten 1m Rahmen der schon bestehenden Ver-
bindung VO  w} Staat un Kıirche durchgeführt werden könne (d also ein
A-Modell, wWwenn auch mıiıt Reformen). Dıie Mehrkheit der Synode tolgte dieser



Linıie. Wiıchtige kirchliche Instanzen hatten also deutlich ZU Ausdruck g..
bracht, daß s1e das A-Modell unterstutzen wollten, jedenfalls dann, wenn sıch
miıt wesentlichen Reformen verbinden ließe

Im Jahr 1968 wurde 1U  - auch die 7weıte staatlıche Untersuchungskommis-
S10N eingesetzt, die dem Namen Vorbereitungskommission 1968 für die
endgültige Stellungnahme „Ötaat Un Kırche“ arbeitete. In den Anweısungen,
die diese Kommuissıon erhielt sS1e estand 1m Unterschied der früheren au

Vertretern aller Reichstagsparteien, mit Ausnahme der Kommunisten hob
der Mınıiıster (der jetzıge Ministerpräsident lof Palme) seinerzeıt hervor, dafß
jetzt darauf ankomme, Lösungsvorschlägen über das zukünftige Verhältnis
vVvon Staat un Schwedischer Kırche kommen. Dabej csollten außerdem
nächst das A-Modell und das C-Modell eachtet werden. Das D-Modell wurde
n seiner allzu negatıven Tendenz gegenüber der Kirche abgelehnt; ebenso
das B-Modell, weil WAar die staatlıchen Vorteile des A-Modells versprach, die
staatliıche Kontrolle jedoch ablehnte.

Der Ausschufß begann seine Arbeıt, iındem das Gutachten einem
wesentlichen Punkt erganzte. Das hatte nämlıich miıt allen seinen Teilgutachten
versaumt, verschiedene Kostenfragen klären, VOTr allem die Kosten des 117
Augenblick VO  } den Pfarrämtern verwalteten Einwohnermeldeamtes, dazu dıe
Kosten für das der Kirche ın  te Bestattungswesen. Außerdem 1eß die
Kommissıon Rückäußerungen zusammenstellen, die die Schlufßfassung des
ersten Gutachtens betraten. Bestimmte Spezialuntersuchungen, Auslandsreisen
und Konsultationskonterenzen gehörten ebenfalls der 11U'  w abgeschlossenen
Arbeıit des Ausschusses. Seine 1972 herausgekommene abschließende Stellung-
nahme der Ausschuß stand der Leitung der derzeıitigen Miınisterin für
Kirchenfragen, au Iva Myrdal 1St M1t dreı Separat erschienenen Beilagen
versehen.

Bevor WIr 1U  e über die abschließende Stellungnahme des Auss  usses eiınen
zusammenfassenden Überblick geben, mussen außerdem noch eın Daar Fakten
aufgezählt werden, die dazu beitragen sollen, die Darstellung des Hintergrundes
einıgermaßen eutlıch machen. Die emerkenswerte Tatsache ist, daß
sıch das Erscheinungsbild der Konfessionen 1n Schweden in den etzten Jahren
radikal verändert hat Das liegt VOTr allem den vielen Einwanderern. Neben
der Schwedischen Kirche und den traditionellen Freikirchen nach klassıschem Mo-
dell sınd sowohl die orthodoxe Kırche als auch die römisch-katholische Kirche
als bedeutende Minoritätskirchen hinzugekommen, die beide VO  w einem ganz
anderen Hintergrund her das Staat-Kırche-Verhältnis 1m Blick haben als d

die Freikirchen. Die Einwandererkirchen sind arm und haben Schwierigkeiten, MmMi1t
allen ihren Gläubigen in Kontakt kommen. Sıe würden sich beim Einziehen der
Mitgliedsbeiträge oft helfen lassen oder SCIn das Besteuerungsrecht 1n Anspruchneh-
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INCIN auf ıne Weıse, die die tradıtionellen Freikirchen wiederum für völlıg
vereinbar mi1it ıhren Prinzıpien halten müfßten. Eıne Zzweıte Tatsache 1St, daß
auch die Freikirchen verschiedenen Stellen einmal in das öftfentliche Leben
einbezogen sınd s1e sind beteiligt der Militärseelsorge und der Gefäng-
nısseelsorge, s1e außern S1CH  h Fragen VO  3 öftentlichem Interesse, und ıhre Pfar-
rTer sınd auch berechtigt, als Standesbeamte wirken ZU anderen kommen
Sie durch Studienkurse, Jugendarbeıit uUuSsSsW. in den Genufßß staatlıcher oder kom-
munaler Mittel für diese besonderen Aktivitäten. Dadurch haben sıch de facto
auch die Unterschiede 7zwischen diesen Kirchen und der Schwedischen Kırche
verringert. Schliefßlich haben die theologischen Fakultäten iıhren konfessionellen
Charakter verloren schon das Gutachten hatte deutlich gemacht, daß
die Frage nach der Stellung der theologischen Fakultäten nıcht 1n den Rahmen
der Problematık VO  3 Staat und Kırche hineingehörte. Vor dem Hintergrund
aller dieser Veränderungen hat sıch also der Sonderstatus der Schwedischen
Kirche gegenüber der Gesellschaft einmal verringert, ZzUuU anderen haben sıch
bestimmte, noch ımmer bestehende Besonderheiten WwW1e D das Steuerrecht
ausmachen lassen, die andere Religionsgemeinschaften eindeutig diskriminieren.

Vor diesem eben ckizzierten Hintergrund hat der Ausschufß 1n seıner ab-
schließenden Stellungnahme also sachlich die Auffassung der ersten Kommıis-
S10N für ungenügend erklärt: damals noch hatte Man gemeınt, die Religions-
freiheit lıeße sıch mıiıt einer Fortsetzung des Staatskirchensystems vereinen. Das
kann richtig se1n, WeNn 3803  - LUr die iındividuelle Religionsfreiheit meınt;
wird jedoch talsch, WENN INa  } einmal auch die Religionsfreiheit der Gemeıin-
schaften 1in den Blick nımmt, 7134 anderen aber berücksichtigt, dafß Religions-
freiheit Ja nıcht DUr ıne Freiheit vVvon der Religion (wenn mMa  w} s1€e nıcht haben
will), sondern auch iıne Freiheit für die Religion 1St, das Recht aut reli-
1ÖSe Betreuung In sich einschlie{t, die dann allen gleich gilt, unabhängig da-
VON, welcher Religionsgemeinschaft s1e gehören. j1er muß, meınt der Aus-
schufß, ine pOSItLV verstandene Religionsfreiheit die Forderung nach vollstän-
dıger Gleichheit zwischen allen kirchlichen Gemeinschaften ZUr Folge haben
Diese Auffassung hat sıch der Staat übrigens teilweise auch schon — ın begrenz-
te:  =) Umfang eigen gemacht. Er hat freien christlichen Religionsgemein-
schatten Zuwendungen 1n Ööhe VO] wel Millionen Kronen und den FEın-
wandererkirchen Zuschüsse VO 21725 01010 < ronen zukommen lassen.

Der Ausschuß deutet vıer mögliche Einstellungen A  9 Mit denen die Gesell-
chaft auf Lebensanschauungsfragen und auf die Aaus solchen Überzeugungen
erwachsenen Aktivitäten reagıeren annn Das sind die aktıv negatıve, die Passıv
negatıve, die Dassıv posıtive und die aktıv positıve Einstellung. Man geht NUuIl

VO  o der erklärten Grundeinstellung Aaus, wonach der Staat ın Fragen der
Lebensanschauung nıcht neutral, ohl aber unpartelsch seın solle, und SagtT,
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dafß INa  i für die aktıv Dyosıtıve Einstellung eintrete ine iın ihrer wohlwol-
lenden Grundhaltung der Religion un ıhrer Rolle 1n der augenblicklichen
Gesellschaft gegenüber ausgesprochen emerkenswerte Außerung. 7 welchen
konkreten Vorschlägen kommt der Ausschufß aber 1U autf Grund dieser prinz1-
pıellen Einstellung? Wır wollen ganz kurz auf dıe wichtigsten eingehen.

Dıe beste Zusammenfassung erhält 1114  - wahrscheinlich, WeNnNn INnan den eit-
plan studiert, den der Ausschufß autstellte. Er verläuft 1n drei Hauptabschnitten.
Der umta{ißt die Jahre VO  e} 1972 b1s 1974 Hıerbei 1St der Grundsatz-
beschlufßs, den der Reichstag und die Synode 1 Frühjahr 1974 fassen werden,
VO  — größter Bedeutung. Dıeser Beschlufß wird 1m gyroßen und SanNnzCch ZU Aus-
druck bringen, daß die Schwedische Kirche 1U  w Aaus einem Söffentlich-rechtlichen
in eın privat-rechtliches System übergehen wiırd. Während der Übergangs-
periode bıs einer vollständig durchgeführten Zweiteilung der verschiedenen
Verantwortungsbereiche der beiden Partner 111a  w jedoch ine vertrauens-

volle usammenarbeıt VO  a Staat und Kirche OTraus. In dieser eit kann die
Kirche auch die eigenen Urgane aufbauen, die dann imstande sein werden, dıe
Verantwortung übernehmen.

Dıie Zz7weıte Periode umfaßt die Jahre VO:  } 1974 bıs 1983 Wiährend dieser eit
behält die Schwedische Kırche weıter ıhr Steuerrecht. Gleichzeitig werden jedoch
zusätzliche Übertragungsbeschlüsse gefaßt, rCSpP. frühere Beschlüsse ausgeführt.
So geht 1976 die Verantwortung für das Einwohnermeldesystem autf kommu-
nale Einrichtungen über Das Bestattungswesen wırd 1978 der kommunalen
Verwaltung übergeben werden. Dıiıe letzte Wahl den Kirchengemeindebevoll-
mächtigten (dem legislatıv verantwortlichen „Parlament“) wiıird 1979 stattfin-
den (was natürlich die Kırche nıcht daran hindern braucht, die Kiırchen-
gemeindeordnung in allen auch weiterhiıin noch verwendbaren Teilen behal-
ten) ıne Synode, dıe allen Übergangsphänomenen (z den zukünftigen
Mitgliederbeiträgen die Kırche) beschlußmäßig Stellung nımmt, soll 1981
usammentreten, un 1983 werden 1im ganzen Land Wahlen zu uen be-
schlußfassenden UOrgan der Schwedischen Kirche auf Reichsebene statthinden.
Schliefßlich Aäuft 1983 die öffentlich-rechtliche Stellung der Kıiırche aus; gleich-
zeıtig treten aber bestimmte Garantıen tür kirchliche Amtsträger in raft

Während der dritten Periode, VO  a 1983 bıs 1992 hılft der Staat der Kirche
beim Einziehen der Mitgliederbeiträge.

Im Rahmen der sukzessiven Veränderungen, die dieser Zeitplan angibt, Ver-

bergen sıch natürlıch zahlreiche Teilfragen, die der Ausschufß behandelt und
denen sıch geäiußert hat Das Interessanteste 1St jedoch, dafß Ma  - bei den
Antworten aut diese Teilfragen ständig auch auf die Relatıonen der Gesellschaft

anderen Religionsgemeinschaften eingegangen 1St. Dazu eın Paal Beispiele.
Das etrifit die Überfühmng der Verantwortung für das ınwohner-
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meldewesen auf kommunale Organe (was, Mit der vorgeschlagenen
Überführung des Bestattungswesens, rArie Folge hat, dafß auch der Teıl der Kır-
chensteuer, den auch Nıchtmitglieder noch die Schwedische Kirche be-
zahlen, verschwinden kann) Dort heißt U, d., dafß das Prinzıp der Religions-
freiheit für ine Überführung spricht, doch begnügt INa  ' sıch nıcht damıt, SOM-

dern erortert auch noch den dringenden Wounsch nach ZENAUCK Erfassung der
Mitglieder, den alle Religionsgemeinschaften, nıcht NUur die Schwedische Kirche,
haben Hıer schlägt INa  -} NU.  e} VOT, iıne Art „Datenzentrale für relig1öse (Ge-
meinschaften und Organısationen“ einzurichten, bei der auch der Staat mıit
Kat und Tat behilflich seiın k  onne. Man greift außerdem eiınen Wunsch auf, der
vVon der Synode 1970 un U: — IM auch VO  3 der katholischen ırche vorgebracht
wurde und der die Erfassung der Konfessionszugehörigkeit be] der Anmeldung
zZzu Inhalt hat (das ist Jetzt, sOoOweıt nıcht die Mitgliedschaft in der
Schwedischen Kirche geht, verboten). Dahinter steht VOr allem bei den Eın-
wandererkirchen die dringende Notwendigkeit, mi1t iıhren Miıtgliedern in Kon-
takt kommen. Aus verschiedenen Gründen 86 AUS Gründen persönlicher
Integrität lehnt der Ausschufß diesen Wunsch jedoch aAb und verweılst
dessen noch einmal aut seiınen Vorschlag, ine „Datenzentrale“ einzuri  ten.

Eın anderes Beispiel 1st die Seelsorge 1n staatlichen Anstalten und Einrich-
tungen. 1er schlägt INan weıtere Untersuchungen VOT, die ZUr Zusammen-
arbeit verschiedener Religionsgemeinschaften auf diesem Gebiet der Seelsorge
führen können. Eın drittes Beispiel siınd die finanziellen Fragen. Hıer stellt Inan
das Grundprinzip auf, dafß sowohl die Allgemeinheit als auch der einzelne für
religiöse Aktivitäten verantwortlich sejien. Diese Verteilung der Verantwortung
bedeutet für die Schwedische Kirche, daß die Kirchensteuer nach und nach durch
eınen Mitgliederbeitrag EerSsSetzZt werden soll Gleichzeitig schlägt InNnan aber auf
der SaNzZCH Linıie ıne allmähliche Ausweıtung verschiedener allgemeiner Unter-
stützungsformen VOTr, die als Ergänzungszuschüsse verstanden werden sollen
Man stand also VOT der Wahl zwıschen den ragen VO  - Steuerfreiheit, direkten
Beihilfen und staatlicher Erhebungshilfe und hat sıch für die Beitragslinie eNTt-
schieden. Demnach müfßten den Religionsgemeinschaften Beihiltfen sowohl 1n
der Form allgemeiner Unterstützungen als auch 1ın der orm VO  3 Beihiltfen

bestimmten Programmen gewährt werden können (beides geht, WwWI1ie geSagtT,
heute schon 1n begrenztem Umfang die Freikirchen). Was die Schwedische
Kiırche betrifft, 11l InNan nıcht zuletzt, damit S1ie weıiterhin als Volkskirche
arbeiten ann erreichen, dafß sS1ie über iıhr Fınanzvermögen und über den VO  3

ıhr verwalteten festen Besıitz selbst verfügen annn Unterstützung wird außer-
dem Gemeindehäuser un: kulturhistorisch wertvolle Gebäude gehen und
wırd für kirchenmusikalische Aktivitäten uUSW. gewährt. Besonders wichtig 1st
jedoch der Vorschlag, finanzschwachen Gemeinden ZU. Ausgleich besondere



Unterstutzungen zukommen lassen. Das 1st deswegen bedeutungsvoll,
weıl die Anhänger des A-Modells ständig hervorgehoben hatten, daß besonders
die Bevölkerung der dünn besiedelten Teıile des Landes der Trennung
VO: Staat und Kırche leiden werden. Hıer versucht INa  -} also, einer solchen
Wirkung entgegenzuarbeiten Lut das aber nıcht DUr der Schwedischen
Kırche wiıllen.

Der vorgeschlagene Übergang der Schwedischen Kırche AUS einem öftent-
lich-rechtlichen 1in eın privat-rechtliches System 1ISt natürlich das Fundament
dieses N Vorschlages. Eın solcher Übergang aßt siıch auf Gründe zurück-
führen, die iıhre Motivıerung Religionsfreiheitsprinzıpien und bestimmten
staatsrechtlichen Prinzıpien entnehmen. Der Ausschufß meınt oftensichtlich _-

nächst, dafß dem Gesichtspunkt der Religionsfreiheıit 11UX eın solcher
Übergang die Gleichheit den Religionsgemeinschaften sıchert. Es 1St ganz
einfach nıcht möglıch, die Sonderstellung, die die Schwedische Kırche JetzZt
innehat, beizubehalten und allen anderen gleichartigen Religionsgemein-
schaften 1ın einem Sonderverhältnis stehen. Außerdem 1St INan der Meınung,

musse sıch Aaus der Forderung nach Religionsfreiheit die Konsequenz ergeben,
dafß die kırchliche Besteuerung 1Ur Mitglieder der Schwedischen Kırche betref-
ften dürfe Jetzt aber ertaßt sS1e auch andere: einmal, weil alle ZUr Deckung der
Kosten VO  -} Einwohnermelde- und Bestattungswesen MIt iıhrer Kirchensteuer
herangezogen werden (obwohl 7 1in Stockholm un Göteborg die Kirchen-
gemeinden die Verantwortung für das Meldewesen schon abgegeben haben),
ZU anderen, weıl (wıe in Finnland, W 1e WIr sahen) auch juristische Personen

Kırchensteuer ezahlen. An diesem Punkt hat INan, anders als in Finnland,
für selbstverständlich gehalten, daß 1Ur natürliche Personen besteuert WelI-

den können. Von staatsrechtlichen Gesichtspunkten 2u5 muß das öffentlich-
rechtliche System ın doppelter Hinsicht 1n Frage gestellt werden. Dabe:i geht
beide ale die Prärogatıve des bürgerlichen politischen Repräsentations-
SySstems. Der Reıichstag, der Landtag und die Kommune repräsentieren die Ge-
samtheit der Bevölkerung Nur s1e sollten ‚eshalb das Steuerrecht ausüben
können. Ebenso sollte 1Ur der Reichstag (Gesetze erlassen, die für das
Land verbindlich sind. Gegen dieses Prinzıp verstöfßt das Mitbestimmungsrecht
der Synode Gesetzesfragen. S0 hat rPAan Minıisterin Myrdal klarmachen
lassen, daß ıne fortgesetzte Verbindung VO  3 Staat und Kırche für die Schwe-
dische Kirche eher verringerte als vergrößerte Selbstbestimmungsmöglichkeiten
Zur Folge haben werde. Dem Vorschlag über die Leitung der Schwedi-
schen Kirche kann und wırd inNnan auch 1mM Blick auf das VO  $ der Synode VOL-

geschlagene Reformprogramm ohne Schwierigkeiten folgen können. Auch hıer
gilt das Grundprinzip, daß jede Religionsgemeinschaft selbst darüber entschei-
den kann, WI1e s1ie ihrerseits Mitgliedschaft definieren und WIe S1e hre beschlufß-
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fassenden Urgane un iıhre Verwaltung organısıeren ll Deshalb 15t. Ja auch
die Übergangsperiode lang, damıt die Schwedische Kırche die Möglichkeit
hat, 1in allen diesen Fragen Entscheidungen kommen und eigene Lei-
tungsformen entwicklen. Dabeii bringt INa  ; die Überzeugung ZAT Ausdruck,
daß diese Formen ebenso demokratisch-volkskirchlich se1n werden WwW1€e die bis-
herigen.

Das also 1St die Auffassung der Kommissionsmajyorität. Daneben stehen eın
DPaar Sondervoten und abweichende Meıinungen, die Protokoll II
wurden. Dıies siınd die wichtigsten: Der Vertreter der Centerparten* macht gel-
tend, das Besteuerungsrecht musse bestehenbleiben, der Schwedischen
Kirche auch 1n Zukunft ıhre Funktion als offene Volkskirche ermöglıchen.
Der Vertreter der Gemäßigten Sammlung (Konserv.) teilt die Auffassung der
Kommissıon, meınt jedoch, erst nach einer beratenden Volksabstimmung (die
die Kommuissıon abgelehnt hatte) sollten Beschlüsse gefaßt werden. iıne Ver-
treterın der Sozialdemokraten fordert, da{fß 1Ur denen Mitgliedspflichten aut-
erlegt werden können, die iıhre Mitgliedschaft in der Religionsgemeinschaft be-
kräftigt haben Sıie wendet sıch also dagegen, daß dıe Kırche völlig selbständig
darüber bestimmt, WI1IeEe S1ie iıhre Mitgliedschaft definieren 1l

Der Anfang der Debatte

Noch ehe IMNa  } den eben referjerten Vorschlag über veränderte Relationen
zwıischen Staat und Kirche veröffentlicht hatte, War ıne intensiıve Debatte dar-
über in Gang gekommen. Das hıng um Teil mıt Gerüchten über den mOÖg-
liıchen Ausgang der ganzech Sache ZUSaMMECN, ZzZUu Teil lag daran, dafß die
Ommı1ssıon schon 1m OTAaus bestimmte Miıtteilungen hatte durchsickern lassen.

Dıie Debatte hat sıch 1m großen und SaNzZCH aut wel Geleisen bewegt. Eın-
mal die Beteiligten mi1t der Ommıssıon einer Meınung, da{fßß geänderte
Relationen notwendig sejen. Hıer hat INa  e} VOr allem Einzelheiten des Vor-
schlags diskutiert. Auft dieser Linıe traten sıch eın Teil der Presse, die freikirch-
lichen Kommentare und einzelne Vertreter einer S101°4 „Ireiıen Kırche“ inner-
halb der Schwedischen Kirche (u verschiedene hochkirchliche Vertreter). Auf
der anderen Linıie bewegen sıch lediglich Vertreter der Schwedischen Kirche un
eın paar Zeıtungen, die den Volkskirchenbegriff in seiner mehr tradıtionellen
orm unterstutzen.

Innerhalb des ersten Typs VO' Auseinandersetzung richtet sıch die Kritik
VOrLr allem eın viel weıtgehendes Wohlwollen gegenüber der Schwedi-
schen Kirche Eıinige unterstutzten die Forderung, wonach die ausgesprochene
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Mitgliedschaft in der Schwedischen Kırche erst durch eine posiıtıve Stelluég—
nahme bekräftigt werden MUSSse. Andere hielten den Vorschlag der Kommissıon
tür eiınen wahrscheinlich notwendigen Kompromiß 1in einer politisch heiklen
rage Be1 den politischen Parteıen, hat sıch gezeigt, 1St die Meınung geteıilt.
Das gilt tür die Sozialdemokraten und für die Konservatıven. Sıe 1st mehr
oder wenı1ger eindeutig pOSILtLV be] der liberalen Volksparteı und negatıv 1im
Sınne des Sondervotums bei der größten Oppositionspartel 1m Reichstag,
der Centerpartel. Vertreter der Freikirchen und Vertreter eın ökumenischer
Interessen haben 1mM allgemeınen iıhre Zufriedenheıit mıit dem vorgelegten Vor-

schlag geäiußert.
Dıiıe Debatte, die siıch auf dem 7weıten Geleise bewegte, hat bisher jedoch

den Gesamteindruck bestimmt. Sıe 1St Zzeıiıtwelise sehr heftig gewesen. Das kam
: auf einıgen Konterenzen ZU. Ausdruck, die aut der Ortsebene VO:  } un
für Vertreter der soß. Kirchenbevollmächtigten veranstaltet worden 4A67 Dıiıe

negatıve Reaktion innerhalb der Pfarrerschaft der Schwedischen ırche 1St eben-
falls gelegentlich sechr stark ZAU Ausdruck gekommen. Das dürfte in icht
geringem Umfang auch für die Bischöfe gelten. Von dieser Seıte AU>S hat INa

sich der Kritik angeschlossen, wI1ıie s1e die Centerparte1 formuliert hatte. Man 1St
der Auffassung EeEWCESCH, daß die Schwedische Kirche schweren finanziellen
Schaden erleiden werde, WE das Besteuerungsrecht aufhörte. Damıt würden
aber auch ernsthafte Schwierigkeiten be1 der Weiterführung der volkskirch-
lichen Linıe verbunden se1in. Und schließlich hätten darunter VOLr allem die
dünn besiedelten Teile des Landes leiden. Außerdem würden wahrscheinlich
viele Aaus der Schwedischen Kirche austreten, wenn erst einmal größere nan-
zielle Forderungen gestellt und dadurch, wWw1e€e auch durch die Taufforderung, die

Fragen der Mitgliedschaft und qualifizierter gehandhabt würden. Man
1St auch der Auffassung gEeEWESCH, daß das augenblicklich gültige Gemeinde-
verwaltungsgesetz, das seine Grundlagen in der NSCH Verbindung, besser noch
in der Parallelität von politischer Gemeinde und Kirchengemeinde hat, aufgege-
ben werden muüßte. Damıt aber geriete die kirchliche Demokratie 1n ernste

Gefahren. Man sprach VO: Rıisiko einer hierarchischen Pastorenkirche und
meınte, W C111 die hochkirchlichen Pfarrer diesen Vorschlag des Ausschusses
unterstutzen, dann doch NUur, weıl s1e darın ıhre Chance sehen, 1n der Kirche

die acht kommen. Was die Finanzfragen betrifft, hat iNd  $ betont,
daß ıne freie Kirche VO'  n LLULI wenıgen kapitalkräftigen Mitgliedern abhängıg
ware., Deswegen haben sich nıcht zuletzt die sozialdemokratischen Gegner des
Vorschlags gefragt, w1e diıe Vertreter ihrer Parteı ıne solche Entwicklung über-
haupt empfehlen konnten. Auch das Bild der Freikirchen 1n Schweden 1St 1n
diesem Zusammenhang sehr düster ausgefallen. Das hatte ine bedeutende
Verschlechterung des ökumenischen Klımas iın Schweden ZUr Folge Auch die



Überlegungen des Ausschusses ZUr rage der Religionsfreiheit hat mMan zurück-
gewlıesen und das Beitragsmodell als Kränkung jener ausgegeben, die für kti-
viıtäten bezahlen sollen, mıiıt denen s1e nıchts tun haben wollen (wobei INa  z

freilich übersah, daß dasselbe Ja auch für die staatliche Unterstützung VO'  ; Fılm
und Theater, literarısche und andere künstlerische Tätigkeıit g1ilt)

Im Augenblick 1St also die Debatte ziemlıch erregt. Trau Miınisterin Myrdal
hat sıch veranlaßt gesehen, die Widersacher bitten, das Gutachten doch erst

einmal lesen, bevor sS1e kritisieren. Und in Kreisen der Freikirchen und
Einwandererkirchen hat INa  - sıch eın wen1g verwundert gefragt, wWas enn Aaus

dem 1in den etzten Jahren verbesserten ökumenischen Klima geworden sel1.
Dagegen steht jedoch die 1m August 1972 in Göteborg durchgeführte All-
gemeıne Christliche Reichskonferenz und deren eindeutiges Ja Zur weıteren
praktischen usammenarbeıt und einer Annäherung der Kirchengemein-
schaften 1n Schweden. 7 wischen diesen beiden Tendenzen wırd in Zukunf
sıcher ıne interessante Auseinandersetzung erwarten se1in. Dabei steht
Schweden nıcht isoliert. Schweden ist 1n seiner hervorgehobenen Stellung wel-
tellos für den anzen Norden VO'  - repräsentativer Bedeutung.
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